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PRESSEGESPRÄCH 
 

 

 

Die Politik ist gefordert,  

Reformen rasch anzugehen! 
 

 

 

 

 

 

Als Gesprächspartner stehen zur Verfügung: 

 

Dr. Kurt Pieslinger    IWS-Geschäftsführer 

DDr. Paul Eiselsberg   IMAS-Meinungsforscher 
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Aufgabe des Institutes Wirtschaftsstandort Oberösterreich (IWS) ist es, Themen aufzugreifen, 

die für die Entwicklung des Standortes von Bedeutung sind, aber in der aktuellen politischen 

Debatte wenig beachtet werden. Grund dafür ist hauptsächlich der Umstand, dass es sich 

um Fragen handelt, die eine längerfristige Behandlung verlangen, während die Politik vor 

allem auf kurzfristige Maßnahmen konzentriert ist. 

Von Zeit zu Zeit werden von uns Umfragen in Auftrag gegeben, um festzustellen, inwieweit 

die von uns behandelten Themen in der Bevölkerung auf Interesse und Akzeptanz stoßen. 

Das IWS hat sich in jüngster Zeit vor allem mit folgenden Themen befasst: 

• Gemeindekooperation versus zwangsweiser Zusammenlegung von Gemeinden 

• Neuer Finanzausgleich mit dem Zusatzthema Steuerhoheit für Bundesländer 

• Facharbeiterproblematik 

• Dezentralisierung und Behördenkonzentration in Wien 

• Erneuerbare Energie mit dem Vorschlag, Verfahren für den Leitungsbau zu verkürzen 

Die Umfrage befasst sich daher mit wichtigen Grundsatzfragen für Österreich, aber auch mit 

den zuvor genannten Themen. 

Erfreulich ist, dass die vielfach dargestellte negative Einstellung der Bevölkerung zur aktuellen 

Situation im wirtschaftlichen Bereich nicht festzustellen ist. Der Optimismus für die kommen-

den Jahre überwiegt und Österreich werden auch für die Zukunft gute wirtschaftliche Chan-

cen attestiert. Aber Reformen sind dringend notwendig! 

Bei den speziel len IWS-Themen ergibt sich folgendes Meinungsbi ld, wobei  

die Befragten „vol l  und ganz“ sowie „einigermaßen“ wie folgt zustimmten: 

• 82 Prozent erwarten eine erhöhte Transparenz der Finanzlage von Bund, Ländern und 

Gemeinden, was mit unserer Forderung nach einer Steuerhoheit für die Bundesländer sehr 

übereinstimmt. 

• 58 Prozent sind für eine eigene Steuerhoheit der Bundesländer, dass diese die Steuern von 

ihren Einwohnern direkt einheben und auch selbst für Ausgaben verwenden können – also 

Ausgaben- und Einnahmenverantwortung auf einer politischen Ebene. 

• 74 Prozent befürworten mehr Gemeindekooperationen mit gemeindeübergreifenden Leis-

tungen – anstelle von zwangsweisen Zusammenlegungen. 

• 79 Prozent der Bevölkerung wünschen eine Aufwertung von Lehrabschluss und Meisterprü-

fung, sehen also im Fachkräftemangel ein großes Problem – und der IWS-Vorschlag, nach 

der Matura auch die Lehre als Weiterbildungsmöglichkeit anzusehen ist ein Teil davon. 

• 47 Prozent sind für eine Verlagerung von Bundeseinrichtungen und Institutionen aus Wien in 

die Bundesländer. Hier ist das Problem der enormen Konzentration auf den Raum Wien im 

Bewusstsein der Mehrheit der Österreicher noch nicht wirklich festzustellen. 

„Unsere Aufgabe wird es daher sein, auf die Gefahren für Arbeitsplätze in den Bundeslän-

dern, Abwanderung und Verlust der Entwicklungsmöglichkeiten nach wie vor hinzuweisen“, 

betont IWS-Geschäftsführer Kurt Pieslinger.  
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IMAS-Umfrage – präsentiert von DDr. Paul Eiselsberg 

 

Grundstimmung – Glaube an Chancen und stabi le Wettbewerbsfähigkeit 

• In der Bevölkerung dominiert der Glaube an eine Fortsetzung des wirtschaftli-

chen Status Quo in Österreich: Zwei Fünftel der Österreicher (43%) sind der An-

sicht, dass die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit des Landes in den nächsten zwei 

bis drei Jahren unverändert bleiben wird. Auch im direkten Vergleich der Gegenpole 

zeigt sich beinahe eine Pattsituation: 21 Prozent der Befragten gehen von einer Ver-

schlechterung der Konkurrenzfähigkeit aus, 17 Prozent von einer Verbesserung. 

• Auf einer allgemeinen Ebene mit einem Zeithorizont von fünf bis zehn Jahren über-

wiegt in der Bevölkerung jedoch tendenziell die Zuversicht: Etwas mehr als ein Drit-

tel der Österreicher (36%) – und damit die relative Mehrheit – ist überzeugt, dass die 

künftigen Entwicklungen eher mit Chancen verbunden sind. Ein Viertel der Öster-

reicher (27%) ist jedoch gegenteiliger Ansicht und befürchtet, langfristig vor allem mit 

Risiken konfrontiert zu werden. Rund ein Fünftel der Befragten (21%) geht weder von 

besonderen Chancen noch von besonderen Risiken aus. 

• In beiden Dimensionen zeigt sich ein Alters- und Bildungsgefälle, wonach jüngere Be-

fragte unter 35 Jahren und Menschen mit höherer Bildung überdurchschnittlich zuver-

sichtlich in die Zukunft blicken. 

 

Zentrale Zukunftsthemen – Arbeitsplätze, Asylpol it ik und Bi ldungspol it ik 

• Insgesamt nennen die Österreicher unterschiedliche Themen, die in Österreich um-

gehend umgesetzt werden sollten. Besonders zentral erscheinen dabei die Schaffung 

bzw. Sicherung von Arbeitsplätzen, eine Lösung der Asylthematik sowie eine 

Bildungsreform. Auf einer weiteren Ebene folgen die Sicherung von Pensionen und 

die Bekämpfung der Kriminalität. 

 

Forderungen für Wirtschaftsstandort – Bürokratieabbau & Finanztransparenz 

• Die Bevölkerung stellt zahlreiche Forderungen für den Wirtschaftsstandort  

Österreich: Neun der zehn abgefragten Forderungen werden von der absoluten 

Mehrheit der Befragten zumindest einigermaßen unterstützt. Als besonders zentral 

gelten dabei der Bürokratieabbau und die erhöhte Transparenz der Finanzlage 

von Bund, Ländern und Gemeinden. Dicht dahinter werden Maßnahmen gegen den 

Fachkräftemangel, eine Aufwertung von Lehrabschluss und Meisterprüfung sowie ein 

stärkerer Einsatz für erneuerbare Energien gewünscht. 
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Überwiegend Reformbedarf in unterschiedl ichsten Bereichen –  

al len voran bei Gesundheit, Bi ldung, Wirtschaft und Sozialpol it ik 

• Die Bevölkerung stellt nicht nur zahlreiche Forderungen für den Wirtschaftsstandort 

Österreich, sondern erkennt auch Reformbedarf in unterschiedlichsten Belangen: 

In allen der vierzehn abgefragten Bereichen werden Reformen von der absoluten 

Mehrheit der Befragten als zumindest einigermaßen notwendig erachtet. Besonders 

stark ist dabei der Ruf nach Veränderung in Bezug auf die Gesundheit, Bildung, 

Wirtschaft, Integration, Finanzpolitik und Sozialpolitik. Interessanterweise ist es 

vor allem die Bevölkerung ab 35 Jahren, welche in überdurchschnittlich vielen Berei-

chen Reformbedarf sieht.  

• Entsprechend der vorherrschenden Einstellung, dass Veränderungen in unterschied-

lichsten Ressorts notwendig wären, werden auch Reformen des Wirtschaftssys-

tems als essentiell für die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit angesehen: Ein 

Drittel der Österreicher (35%) stimmt dieser Notwendigkeit der Reformen des Wirt-

schaftssystems voll und ganz zu, weitere 39 Prozent einigermaßen. 

 

Österreich gi l t als reformträge – vor al lem aufgrund  

von Bürokratie, Interessenskonfl ikten und Behörden 

• Für die Bevölkerung steht im Verhältnis von 60 zu 14 fest: Österreich ist träge, 

wenn es um die Umsetzung von Reformen im Wirtschaftssystem geht. Rund ein Vier-

tel der Befragten (25%) ist diesbezüglich unentschieden. Vor allem Personen mittleren 

Alters, Angehörige der höheren Bildungsschicht und Bewohner des urbanen Raums 

sehen Österreich überdurchschnittlich häufig als reformträge an. 

 

Hohe Bedeutung überpartei l icher Organisationen 

• Die Bedeutung überparteilicher Organisationen, welche über aktuelle Herausfor-

derungen für Österreich diskutieren und Forderungen in unterschiedlichen Reformbe-

reichen aufstellen, ist in der Bevölkerung beinahe unumstritten: Zwei Fünftel der 

Befragten (42%) erachten derartige Organisationen und Plattformen als sehr wichtig, 

ein weiteres Drittel (34%) als einigermaßen wichtig. Nur 8 Prozent der Österreicher 

sind gegenteiliger Meinung, 17 Prozent der Befragten können sich hierzu nicht näher 

äußern.  
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Eindruck einer inst itut ionel len Konzentration in Wien vorherrschend 

• Die absolute Mehrheit der Bevölkerung (53%) vermutet eine Konzentration der 

Behörden in Wien. Nur 16 Prozent haben den Eindruck, dass diese auf die unter-

schiedlichen Bundesländer verteilt sind und ein knappes Drittel der Österreicher (31%) 

kann dies nicht näher beurteilen. 

• Der Status quo polarisiert: Ein Drittel der Österreicher (34%) hält die aktuelle Situati-

on, in welcher 65 von 68 österreichischen Institutionen direkt in Wien angesiedelt sind, 

für eher richtig, eine beinahe gleich große Gruppe (32%) ist gegenteiliger Ansicht. Wie-

derum kann sich rund ein Drittel der Befragten (34%) hierzu nicht näher äußern.  

• Welche konkreten Organisationen sich besonders für eine Verlagerung in ande-

re Bundesländer eignen, ist für die Hälfte der Bevölkerung jedoch unklar. Auch in 

der Gruppe jener, welche hierzu ein Urteil abgeben, tritt keine Organisation als beson-

ders dominant hervor. Am ehesten wird in diesem Zusammenhang noch eine Verlage-

rung der AGES, der Statistik Austria, des Umweltbundesamtes oder des Patentamts 

als vorstellbar erachtet. 
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Zukunftserwartung – Wirtschaftsstandort Österreich  

Frage:  "Wenn Sie an den österreichischen Wirtschaftsstandort in den nächsten 2 bis 3 Jahren denken: Glauben Sie, dass sich Österreich im Bereich der 
wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit eher verbessern oder eher verschlechtern wird?" 

Basis:  Österr. Bevölkerung ab 16 Jahre 

17%
21%

43%

19%
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50

Verbessern Verschlechtern Weder/noch, bleibt gleich Unentschieden, kein Urteil
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Zukunftserwartung – Chancen vs. Risiken 

Frage:  "Glauben Sie, dass die Zukunft, also die Entwicklungen in den kommenden 5 bis 10 Jahren, eher mit Chancen oder mit Risiko verbunden ist?" 

Basis:  Österr. Bevölkerung ab 16 Jahre 

Eher mit 
Chancen

36%

Weder noch
21%

Eher mit Risiko
27%

Weiß nicht, 
keine Angabe

15%
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Zentrale Zukunftsthemen für Österreich – spontan 

Frage:  "Und wenn Sie jetzt bitte an die Zukunft von Österreich denken. Welche Anliegen bzw. welche Maßnahmen sollten Ihrer Meinung nach umgehend in 
Österreich umgesetzt werden? Können Sie das mit ein paar Stichwörtern sagen?" 

Basis:  Österr. Bevölkerung ab 16 Jahre 

Bevölkerung insgesamt %

Arbeitsplätze, Arbeitslosigkeit
Weniger Ausländ./Asylanten, keine Asylanten mehr aufnehmen, weniger Subvent./Unterstützung f. Ausländer

Ausländerproblematik, Flüchtlingsproblematik, Asylantenproblematik
Bildungspolitik, Bildungsreform
Pensionen, Pensionssicherung

Mehr Sicherheit, weniger Kriminalität
Gesundheitswesen, medizinische Versorgung, Gesundheitsreform

Förderung der Integration, mehr Integrationsmaßnahmen, mehr Subventionen / Unterstützung
Sozialpolitik

Steuerentlastung, weniger Steuern
Sofortige Abschiebung krimineller / straffällig gewordener Ausländer / Flüchtlinge

Bürokratieabbau
Wirtschaftspolitik, wirtschaftsfördernde Maßnahmen

Mehr soziale Gerechtigkeit
Mehr Umsetzungskraft, mehr Handeln statt  Reden, Versprechen umsetzen / einhalten

Förderung / Unterstützung der Jugend, Jugendarbeitslosigkeit bekämpfen, mehr für die Jugend tun
Umweltpolitik, Umweltschutz

Ständige Teuerungen / Überteuerung, sinkender Lebensstandard
Familienpolitik

Wohnpolitik, leistbares Wohnen
Gerechte Arbeitsentlohnung, höhere Gehälter, Arbeit muss wieder mehr wert sein

Kein TTIP / TTIP und CETA, verhindern, nicht beitreten
Mehr Einigkeit / Zusammenarbeit in der Politik, weniger Streitigkeiten

Mehr Reformwille / Reformfreudigkeit
Budgetpolitik, sparsam wirtschaften, Schuldenabbau

Unternehmensförderung, Förderung von KMU's, Jungunternehmerförderung
Verwaltungsapparat schmälern, Beamtenabbau, weniger Verwaltung

Moral in der Politik, keine Korruption, keine Freunderlwirtschaften, mehr Ehrlichkeit
Infrastruktur verbessern / ausbauen

EU-Austritt
Vertrauensfördernde Maßnahmen

Anderes
Weiß nicht, keine Angabe

22
19

17
16

13
13

9
8

7
6
6

5
5
5
5

4
4
4

3
3
3
3
3
3

2
2
2
2

1
1
1

2
8
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Forderungen für den Wirtschaftsstandort Österreich 

Frage:  "Ich lese Ihnen nun einige unterschiedliche Forderungen und Maßnahmen für den Wirtschaftsstandort Österreich vor. Bitte sagen Sie mir jeweils, ob Sie 
diese Forderung voll und ganz, einigermaßen, eher nicht oder überhaupt nicht unterstützen würden." 

Basis:  Österr. Bevölkerung ab 16 Jahre 

Überhaupt Weiß nicht, %
Voll und ganz Einigermaßen Eher nicht nicht keine Angabe

Bürokratieabbau, weniger Bürokratie

Maßnahmen gegen den Fachkräftemangel

Erhöhte Transparenz der Finanzlage von Bund, 
Ländern und Gemeinden

Aufwertung von Lehrabschluss und Meisterprüfung

Stärkerer Einsatz für erneuerbare Energien

Die Erhöhung der Durchlässigkeit im Bildungsbereich, 
also beispielsweise mit der Meisterprüfung gewisse 

Studienrichtungen gleich studieren zu können

Mehr Gemeindekooperationen, mehr 
gemeindeübergreifende Leistungen

Steuerhoheit f. Bundesländer, dass also die Bundes- 
länder die Steuern ihrer Einwohner direkt einheben u. 

auch selbst für Ausgaben verwenden können
Dezentralisierung, also weniger zentrale Regelungen 

der Bundesregierung, dafür mehr 
Entscheidungsfreiheit der Bundesländer

Verlagerung der Bundeseinrichtungen u. Institutionen 
aus Wien in die Bundesländer

51

46

45

43

42

37

35

27

26

20

32

33

37

36

36

35

39

31

31

27

9

11

9

10

11

12

12

21

22

25

3

3

2

3

4

4

3

8

9

15

5

7

7

7

6

12

11

13

12

14
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Reformbedarf in unterschiedlichen Bereichen 

Frage:  "Ich lese Ihnen nun unterschiedliche Bereiche der Bundespolitik in Österreich vor. Sagen Sie mir bitte zu jedem davon, ob Reformen in diesem Bereich 
sehr stark, einigermaßen stark, eher nicht oder überhaupt nicht notwendig wären?" 

Basis:  Österr. Bevölkerung ab 16 Jahre 

Überhaupt Weiß nicht, %
Sehr stark Einigermaßen Eher nicht nicht keine Angabe

Gesundheit

Bildung

Wirtschaft

Integration

Finanzpolitik

Sozialpolitik

Familien- und Jugendpolitik

Umwelt

Außen- und Europapolitik

Landesverteidigung

Wissenschaft und Forschung

Justiz, Recht

Verkehr und Infrastruktur

52

49

48

48

45

45

41

41

37

37

35

34

27

31

33

33

26

31

35

34

34

35

25

33

32

31

9

9

11

11

14

10

14

14

15

21

21

19

27

2

2

2

6

3

3

4

3

4

7

3

6

6

5

7

6

8

8

7

8

7

9

10

9

9

9
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Österreich reformfreudig oder reformträge? 

Frage:  "Auf diesem Bildblatt sehen Sie zwei Personen, die sich über Reformen im Bereich der Wirtschaft in Österreich unterhalten. Welchem der beiden 
stimmen Sie am ehesten zu, dem Oberen oder dem Unteren?" (Vorlage Bildblatt) 

Basis:  Österr. Bevölkerung ab 16 Jahre 

Österreich ist 
REFORM-

TRÄGE
60%

Österreich ist 
REFORM-
FREUDIG

14%

Unentschieden
25%

"Österreich ist 
reformträge, was 
Reformen im 
Wirtschaftssystem 
betrifft. Reformen 
werden nur sehr 
langsam bzw. 
kaum umgesetzt." 

"Österreich ist reformfreudig, was 
Reformen im Wirtschaftssystem 
betrifft. Reformen werden schnell 
umgesetzt." 
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Ursachen eines Reformstaus 

Frage:  "Ich lese Ihnen nun unterschiedliche Aspekte vor, die manchmal als Ursachen genannt werden, warum Reformen in Österreich nur langsam umgesetzt 
werden. Sagen Sie mir bitte zu jedem davon, ob dieser Ihrer Meinung nach die Umsetzung von Reformen in Österreich sehr stark, einigermaßen stark, 
eher nicht stark oder überhaupt nicht behindert?" (Vorlage einer Liste) 

Basis:  Österr. Bevölkerung ab 16 Jahre 

Überhaupt Weiß nicht, %
Sehr stark Einigermaßen Eher nicht nicht keine Angabe

Zu viel Bürokratie

Interessenskonflikte und Uneinigkeiten 
unterschiedlicher Parteien

Zu viele Behörden

Verantwortungsscheue der 
Verantwortlichen

Zu viele unterschiedliche Ebenen (EU, 
Bund, Land, Bezirk)

Weil Interessen u. Ziele d. Parteien u. 
Interessensvertr. weit auseinander stehen
Angst vor Reformen in gewissen Gruppen 

der Gesellschaft
Die Parteien und Interessensvertreter sind 

nicht kompromissbereit
Zu strenge Vorschriften und Rechte, die 

Reformen verhindern

Ungeklärte Zuständigkeiten

Man weiß nicht mehr, was richtig und 
was falsch ist

Die Sehnsucht nach Stabilität und der 
Wunsch, dass alles so bleibt wie es ist

Weil der Druck für notwendige Reformen 
noch zu gering ist

54

50

48

41

39

38

36

34

33

32

32

30

25

27

34

28

33

32

32

36

19

32

34

32

36

32

10

6

14

15

17

15

16

28

21

21

21

19

22

3

2

3

3

3

3

4

5

6

3

6

6

10

6

8

6

8

9

11

8

14

8

9

10

10

12
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Bedeutung überparteilicher Organisationen 

Frage:  "Wenn Sie nun an die österreichische Innenpolitik denken. Wie wichtig ist es Ihrer Meinung nach, dass es unabhängige und überparteiliche 
Organisationen und Plattformen gibt, die immer wieder über aktuelle Herausforderungen für Österreich diskutieren und Forderungen in vielen 
Reformbereichen aufstellen? Würden Sie sagen, das ist sehr wichtig, einigermaßen, eher nicht so oder überhaupt nicht wichtig?" 

Basis:  Österr. Bevölkerung ab 16 Jahre 

42%

34%

6%
2%

17%
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Sehr wichtig Einigermaßen wichtig Eher nicht so wichtig Überhaupt nicht wichtig Unentschieden, weiß nicht

76% 
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Verteilung der Institutionen auf die Bundesländer 

Frage:  "Wenn Sie nun an unterschiedliche Institutionen des Bundes, also beispielsweise die Ministerien, den Verfassungsgerichtshof, die Statistik Austria oder 
auch das österreichische Patentamt denken: Haben Sie den Eindruck, dass diese Bundesinstitutionen auf unterschiedliche Bundesländer bzw. 
Landeshauptstädte eher verteilt sind oder in der Mehrzahl eher in Wien konzentriert sind?" 

Basis:  Österr. Bevölkerung ab 16 Jahre 

Aufgeteilt in den 
Bundesländern

16%

Konzentriert in 
Wien
53%

Unentschieden, 
kein Urteil

31%
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Eindruck der aktuellen Situation 

Frage:  "Eine aktuelle Studie zeigt auf, dass von 68 österreichischen Institutionen rund 65 direkt in Wien angesiedelt sind und kaum Bundesinstitutionen in den 
Bundesländern ihren Sitz haben. Halten Sie diese Konzentration von Bundeseinrichtungen in Wien für eher richtig oder eher nicht richtig?" 

Basis:  Österr. Bevölkerung ab 16 Jahre 

Eher richtig
34%

Eher nicht richtig
32%

Unentschieden, 
kein Urteil

34%
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Verlagerung der Institutionen in andere Bundesländer 

Frage:  "Welche der folgenden Institutionen und Einrichtungen des Bundes könnten Ihrer Meinung nach am ehesten problemlos in andere Bundesländer 
verlagert werden? Wenn Sie mir das bitte nach dieser Liste sagen." (Vorlage einer Liste) 

Basis:  Österr. Bevölkerung ab 16 Jahre 

%
Bevölkerung insgesamt

AGES (Österreichische Agentur für Ernährungssicherheit) 

Statistik Austria

Umweltbundesamt

Patentamt 

Bundesministerium für Wirtschaft 

Rechnungshof 

Bundesministerium für Bildung 

Verfassungsgerichtshof 

Weiß nicht, keine Angabe

28

26

23

20

14

12

12

9

50
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CONTACT  
 
IMAS International GmbH  
Institut für Markt- und Sozialanalysen GmbH 
Gruberstraße 2-6  
A-4020 Linz  
Tel.: +43 / 732 / 77 22 55 - 0  
Fax: +43 / 732 / 77 22 55 - 5  




